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Regierungsrat fordert eine stufengerechte und pragmati-
sche Umsetzung des revidierten Raumplanungsgesetzes 

Mit Anpassungen der Raumplanungsverordnung, der Ergänzung des Leitfa-
dens für die kantonale Richtplanung und den Technischen Richtlinien Bauzo-
nen soll das revidierte Raumplanungsgesetz umgesetzt werden. Der Regie-
rungsrat fordert einen effizienten und ressourcenschonenen Vollzug. Die 
Raumplanung muss primär in der Zuständigkeit der Kantone bleiben. 

Der Regierungsrat betont in seiner Stellungnahme an das Bundesamt für Raument-
wicklung das Primat der Kantone bei der Raumplanung. Diese klare Kompetenzord-
nung sei weiterhin zu berücksichtigen. Zudem seien die geplanten Umsetzungsin-
strumente nochmals zu entschlacken, um einen effizienten und ressourcenscho-
nenden Vollzug zu gewährleisten. 

Der Regierungsrat begrüsst, dass die Siedlungsentwicklung mehr nach innen ge-
lenkt werden soll. Auch die geforderte Festlegung des künftigen Siedlungsgebietes 
durch den Kanton stützt sich auf die räumliche Entwicklung nach innen, der Ab-
stimmung von Siedlung und Verkehr, der Schonung von wertvollem Kulturland und 
der Erhaltung und Aufwertung von schützenswerten Lebensräumen. Hierzu liegt be-
reits seit Herbst 2013 ein Regierungsratsbeschluss vor. 

Die Festlegung der Richtplaninhalte im Raumplanungsgesetz wird als ausreichend 
erachtet, die Präzisierung und Ausweitung mit weitreichenden Aufträgen und Aufga-
ben für die Kantone hingegen als zu umfassend beurteilt. 

Der Regierungsrat verlangt, dass die Hürde zur Einzonung von Fruchtfolgeflächen 
hoch sein muss, um dem Gesetz Rechnung zu tragen zu können. Die Beanspru-
chung von Fruchtfolgeflächen solle grundsätzlich erst möglich sein, wenn die Nut-
zungsreserven weitgehend ausgeschöpft seien. 
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Bezüglich bewilligungsfreier Solaranlagen soll den Kantonen die Möglichkeit einge-
räumt werden, konkrete Vorschriften zu erlassen, wenn diese zur Wahrung berech-
tigter Schutzanliegen verhältnismässig sind. Der Regierungsrat begrüsst diese Mög-
lichkeit sehr. Sie berücksichtige, dass auch in Bauzonen gewisse Gebiete oder Lie-
genschaften eine Sensibilität aufwiesen, die einer gesonderten Regelung bedürften.  

Die vorgeschlagene Ausgestaltung der Mitteilungspflicht der Kantone (Genehmi-
gung von Nutzungsplänen sowie Beschwerdeentscheide im Bereich Bauen ausser-
halb der Bauzonen) wird als zu weitreichend beurteilt. Die rechtsgültige Bestimmung 
sei ausreichend. Es sei auch fraglich, ob seitens Bund und Kantone genügend per-
sonelle und finanzielle Ressourcen zur Verfügung stünden, um der vorgesehenen 
Mitteilungspflicht Folge zu leisten. Der Regierungsrat spricht sich gegen eine Aus-
weitung der Mitteilungspflicht aus. 

Die Übergangsbestimmung sieht vor, dass die Kantone nur einzonen können, wenn 
gleichzeitig entsprechende Flächen ausgezont werden. Sie enthält keine Aussagen 
dazu, wie mit den laufenden Planungen umzugehen ist oder welcher Spielraum den 
Kantonen für die Genehmigungen von laufenden Nutzungsplanungsänderungen zu-
gestanden wird. Da derzeit fast alle Ortsplanungsrevisionen im Kanton Obwalden in 
Bearbeitung sind, fordert der Regierungsrat mit Nachdruck, dass Nutzungsplanun-
gen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes und der Verordnung vorgeprüft und im Sinne 
der Vorprüfung öffentlich aufgelegt wurden, vom Regierungsrat genehmigt werden 
können.  


